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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für gesamtdeutsche und Berliner Fragen 

(4. Ausschuß) 

über den Antrag der Fraktion der SPD 
— Drucksache 479 — 

betr. Strukturprogramm für die Zonenrandgebiete 


A. Bericht des Abgeordneten Storm (Meischenstorf) 


Vor den abschließenden Beratungen des Aus- 
schusses für gesamtdeutsche und Berliner Fragen 
hatte seit April 1959 sein Unterausschuß "Zonen- 
rand- und Grenzlandfragen" den Antrag der Frak- 
tion der SPD betr. Strukturprogramm für die Zonen- 
randgebiete — Drucksache 479 — in einer Reihe 
von Sitzungen behandelt und hierbei die zuständi- 
gen Referenten der sachlich mit den Vorschlägen 
des Antrags befaßten Ministerien gehört. 

Unter Abschnitt I 1. a) des Antrags wird der so- 
fortige Ausbau der Autobahn Kamen — Kassel ge- 
fordert. Der Vertreter des Bundesverkehrsministe- 
riums teilte hierzu mit, daß der Ausbau dieser 
Strecke iin Fernstraßenbaugesetz (10- Jahresplan) 
vorgesehen sei, und zwar im dritten Bauabschnitt. 
Ein vorzeitiger Bau dieses Autobahnabschnitts 
würde 

1. eine Änderung des angeführten Gesetzes not- 
wendig machen, 

2. entweder die Bereitstellung von zusätzlichen 
440 Mio DM für diesen Zweck erfordern oder 
die Zurückstellung anderer Baumaßnahmen, die 
vom Bundestag als dringlich bezeichnet wurden, 
voraussetzen. 

Gegen beides beständen Bedenken. Zudem seien 
wahrscheinlich nicht genügend Baukapazitäten frei. 
Ergänzend teilte der zuständige Fachreferent mit, 
daß durch die günstige Entwicklung auf dem Kapital- 
markt die Planungsaufträge für den dritten Bau- 
abschnitt des Fernstraßenbaugesetzes schon jetzt 
vergeben werden könnten und somit der Bau des 
fraglichen AB- Abschnitts schon ab 1962 durchge- 
führt werden könne. Ein weiteres Vorziehen dieser 


. Bauniaßnahmen würde in jedem Falle auf Kosten 
* anderer dringender Baumaßnahmen gehen. 

Die Antragsteller verwiesen in der Aussprache 
des Ausschusses nociinuvls auf die politi^iche Bedeu- 
i tung einer besseren verkehrsmäßigen Erschließung 
I insbesondere des hessischen Zonenrandgebietes 
i und auf die völlige Unzulänglichkeit der Ost-West- 
I Verbindungen für die Zonenrandwi risch aft. Die ge- 
forderten Baumaßnahmen seien jedoch auch im 
Hinblick auf die für die Wiedervereinigung zu 
schaffenden wirtschaftlichen Voraussetzungen er- 
forderlich. Nach Ansicht der Antragsteller sollten 
; deshalb notfalls das Fernstraßoiibaugesetz und 
; seine Planungen geändert v/erden; zumindest müsse 
I als Ausgleich sofort mit dem Ausböu der Bundes- 
i Straße 7 begonnen werden. 

Die Mehrheit des Ausschusses betonte, daß die 
i Dringlichkeitsfolge des Ausbaus der Fernstraßen 
i vom Bundestag auch unter Berücksichtigung der von 
! den Antragstellern vorgebrachten besonderen poli- 
tischen A.spekte festgelcgt worden sei und — da 
zusätzliche Mittel nicht erwartet werden könnten — 
ein Vorziehen des Bauabschnitts Kamen— Kassel 
nicht realisierbar wäre. 

Der Abschnitt I 1. a) des Antrags wurde im Aus- 
schuß mit Mehrheit abgelehnt. 

Zu Abschnitt I 1. b) des Antrags (Ausbau der 
Bundesstraßen ostwärts der Autobahnlinie Lübeck — 
I Hamburg — Hannover — Würzburg — Regonsburg) ver- 
I trat die Mehrheit im Ausschuß die Ansicht, wie bei 
I dem vorher behandelten Vorschlag müsse auch 
hier das Fernstraßenbaugesetz berücksichtigt wer- 
, den. Die bei einer Annahme des Antrags zusätzlich 
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benötigten Mittel von fünfmal jährlich rd. 425 Mio 
DM (2,14 Mrd.) seien nicht verfügbar. Der zuständige 
Referent des Bundesverkehrsministeriums wies im 
Laufe der Beratungen darauf hin, daß bereits in der 
2. Wahlperiode im Verkehrsausschuß des Bundes- 
tages auf die Weiterverfolgung eines Antrags auf 
zusätzliche Bereitstellung einer Summe von 65 Mio 
DM für diesen Zweck mit ausdrücklicher Billigung 
des Antragstellers, Abg. Dr. Bleiß, verzichtet wor- 
den sei, da die Berichterstattung der Bundesregie- 
rung über das bis zu diesem Zeitpunkt Veranlaßte 
die Bereitstellung besonderer Mittel erübrigt hätte. 

Die Antragsteller der Drucksache 479 vertraten 
demgegenüber den Standpunkt, daß ausdrücklich 
zusätzliche Maßnahmen gefordert werden müßten, 
die den Ausbau der im sogenannten „Blauen Netz" 
vorgesehenen Straßen nicht berühren dürften. Auch 
diese Forderung wurde mit der besonderen poli- 
tischen und wirtschaftlichen Situation im Zonen- 
randgebiet und mit den im Hinblick auf die Wieder- 
vereinigung zu schaffenden Voraussetzungen be- 
gründet 

Die Mehrheit hielt es nicht für vertretbar, sum- 
marisch einem bestimmten Verkehrsraum beim 
Straßenbau den Vorrang zu geben. Von ihrer Seite 
wurde erklärt, die vorhandenen Mittel würden am 
besten genutzt, wenn man bestimmte Verkehrsadern 
in die wichtigsten Absatzgebiete auswähle und för- 
dere. Die Ansicht, es werde möglich sein, zusätzlich 
einen Betrag von 2,14 Mrd. DM zu beschaffen, sei 
als unrealistisch zu bezeichnen. Hierbei müsse 
gleichzeitig festgestellt werden, daß das Zonen- 
randgebiet im Straßenbau nicht schlechter gestellt 
sei als die übrigen Gebiete und auch den besonde- 
ren politischen und wirtschaftlichen Gesichtspunkten 
durch das Fernstraßenbaugesetz Rechnung getragen 
sei. Da das Bundesverkehrsministerium- darüber 
hinaus die Entwicklung eines Systems sogenannter 
Stumpfstraßen betreibe, werde auch den Erwägun- 
gen im Hinblick auf eine Wiedervereinigung Rech- 
nung getragen. 

Der Abschnitt I 1. b) des Antrags wurde von der 
Mehrheit des Ausschusses abgelehnt. 

Zu den weiteren Absätzen des Abschnitts I 1. 
des Antrags wurde von den Vertretern des Bundes- 
verkehrsministeriums mitgeteilt, daß die unter dem 
Stichwort „Flurbereinigung" beabsichtigte Um- 
stufungsaktion von Landstraßen 1. Ordnung in 
Bundesfernstraßen im Zusammenhang mit der 
Durchführung des Straßenbaufinanzierungsgesetzes 
erfolge, dabei aber von der Bereitschaft der Län- 
der abhängig gemacht werden solle, Landstraßen 
2. Ordnung in Landstraßen 1. Ordnung umzustufen 
und durch das Heraufziehen von Kreis- und Ge- 
meindestraßen die Bauträger der kommunalen 
Ebene zu entlasten. 

Die Realisierung dieser Absicht stoße aber schon 
im gegenwärtigen Verhandlungsstadium auf 
Schwierigkeiten, weil 

a) die betroffenen Länder und Gemeinden vielfach 
nicht bereit seien, wichtige und gut erhaltene 
Straßen abzugeben, um dafür schlechtere Straßen 
zu übernehmen. 


I b) vor Übernahme schlechter Straßen deren In- 
standsetzung verlangt werde, wozu den (kommu- 
nalen) Bauträgern aber die Mittel fehlten. 

Zu den Empfehlungen des Antrags hinsichtlich 
der Finanzierung des Ausbaus von Landstraßen 
2. Ordnung bzw. von Kreis- und Gemeindestraßen 
sei im übrigen festzustellen, daß der (in fünf Jahres- 
raten) geforderte Bundeszuschuß von jährlich 
80 Mio DM einen von den Ländern auf Grund einer 
Umfrage im Juni 1956 gewünschten Betrag über- 
steige. Der benötigte Gesamtbedarf sei mit der vor- 
erwähnten Enquete (Vorlage vom 15. Juni 1956) 
mit 244 Mio DM berechnet worden. Hierbei habe 
man eine Zuschußleistung des Bundes in Höhe von 
ca. 164 Mio DM gewünscht. Bei der Behandlung 
dieser Aufstellung im Verkehrsausschuß sei auf 
Antrag des Abg. Dr, Bleiß ein Drittel der Summe 
als nicht dringlich bezeichnet worden, so daß für 
den gewünschten Zuschuß des Bundes ein Betrag 
von 110 Mio DM verblieben sei. In den Jahren 
1956 bis 1958 habe der Bund jedoch bereits Zu- 
schüsse von insgesamt rd. 46 Mio DM geleistet und 
damit zusammen mit den Leistungen der Länder 
und Bauträger jährlich für den Ausbau der Land- 
straßen 2. Ordnung im Zonenrandgebiet jeweils rd. 
25 Mio DM zur Verfügung gestellt. Wenn davon 
ausgegangen werde, daß in den nächsten vier 
Jahren Leistungen in gleicher Höhe aus Beiträgen 
des Bundes, der Länder und der Bauträger erfolgten, 
sei das von den Ländern im Jahre 1956 beantragte 
.Bauprogramm in vollem Maße erfüllt. Die Annahme 
der Vorschläge der Antragsteller würde somit weit 
über das von den zuständigen Stellen für notwendig 
Gehaltene hinausgehen. 

I In den weiteren Beratungen zum Komplex der 
Landstraßen 1. und 2. Ordnung wurde von den An- 
tragstellern angeregt, 

I a) der Ausschuß solle sich dafür aussprechen, daß 
bei Abwicklung der Umtauschaktion (von Land- 
straßen 1. Ordnung in Bundesfernstraßen) im 

: Rahmen der angekündigten Flurbereinigung die 

erforderlichen Maßnahmen im Zonenrandgebiet 
vorgezogen würden; 

b) die Bundesregierung solle beauftragt werden 
zu prüfen, ob die Übernahme von Landstraßen 
1. Ordnung innerhalb dieser Umtauschaktion da- 
von abhängig gemacht werden könne, daß die 
Länder durch die Übernahme von Kreis- und 
Gemeindestraßen in finanziell schwachen Gebie- 
ten (also im Zonenrandgebiet) die kommunalen 
Verkehrsträger entlasteten; 

c) die Bundesregierung solle, wenn notwendig, für 
den Ausbau der Landstraßen 2. Ordnung und 
Gemeindestraßen verfügbare Mittel den Kreisen 
und Gemeinden im Zonenrandgebiet auch dann 
zur Verfügung stellen, wenn damit bezweckt 
werden könne, bestimmte Kreis- bzw. Gemeinde- 
straßen in den Zustand zu versetzen, der von 
den Ländern zur Vorbedingung ihrer Über- 
nahme in Landstraßen 2. Ordnung angegeben 
sei. 

Die Mehrheit des Ausschusses erklärte den Vor- 
schlag der Antragsteller unter a) (Vorziehen der 
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Landstraßen 1. Ordnung des Zonenrandgebietes bei 
der beabsichtigten Umtauschaktion) zu unterstützen; 
die übrigen Anregungen schienen ihr jedoch in den 
Auswirkungen zu weit zu gehen, um für den Aus- 
schußantrag aufgegriffen werden zu sollen. Über- 
legungen dieser Art schienen eher bei den Bera- 
tungen des Verkehrsausschusses zum Straßenbau- 
finanzierungsgesetz möglich. 

Der Vorschlag des Antrags auf einen Bundeszu- 
schuß von jährlich 180 Mio DM (in fünf Jahres- 
raten) zum Ausbau der Landstraßen 1. Ordnung im 
Zonenrandgebiet wurde nicht weiter verfolgt, nach- 
dem von der Mehrheit und den Vertretern des 
Bundesverkehrsministeriums insbesondere auf die 
hierbei haushaltstechnisch nicht abgrenzbare Ver- 
rechnung der Länder und die daraus resultierende 
nicht kontrollierbare Möglichkeit hingewiesen 
wurde, daß Zuschüsse des Bundes für diesen Zweck 
zu Verschiebungen innerhalb der einzelnen Länder- 
etats führen könnten. Eine Entlastung der Länder 
in ihren Verpflichtungen durch Mittel der regio- 
nalen Förderung des Bundes könnte aber nicht be- 
absichtigt sein. 

Der Abschnitt I 1. des Antrags wurde in seiner 
Gesamtheit von der Mehrheit des Ausschusses ab- 
gelehnt, dagegen jedoch vom Ausschuß anstelle 
dessen einstimmig als Antrag des Ausschusses be- 
schlossen, dem Bundestag zu empfehlen: 

Der Bundestag wolle beschließen, die Bundesre- 
gierung zu ersuchen, die Landstraßen 1. und 2. 
Ordnung und die Gemeindestraßen im Zonen- 
randgebiet bei der vorgesehenen Umgruppierung 
in der Bewertung bevorzugt zu berücksichtigen. 

Der an den Beratungen des Antrags beteiligte 
Wirtschaftsausschuß hat empfohlen, diesen Beschluß 
noch einmal in Zusammenhang mit dem neuen 
Straßenbaufinanzierungsgesetz zu überprüfen. Der 
federführende Ausschuß für gesamtdeutsche und 
Berliner Fragen hat von diesem Vorschlag Kennt- 
nis genommen, ist bei seiner Schlußberatung jedoch 
dabei verblieben, die Empfehlung mit seinem An- 
trag in dieser Form schon jetzt dem Bundestag zu- 
zuleiten. Er hat allerdings gleichzeitig seinen 
Schriftlichen Bericht zu Drucksache 479 dem an den 
Beratungen zum Straßenbaufinanzierungsgesetz be- 
teiligten Verkehrsausschuß unter Hinweis auf den 
Wunsch des Wirtschaftsausschusses übermittelt. 

Zu Abschnitt I 2. des Antrags der Drucksache 479, 
Förderung des Facharbeiterwohnungsbaus, berich- 
tete vor dem Ausschuß der zuständige Referent des 
Bundesministeriums für Wohnungsbau. Nach sei- 
nem Bericht wird der Facharbeiterwohnungsbau ge- 
fördert 

1. aus allgemeinen Mitteln des Wohnungsbaus, 
und zwar im Haushaltsplan 1959 mit insgesamt 
560 Mio DM; 

2. aus Mitteln für Versuchs- und Vergleichsbauten; 
der Bund hätte seit 1955 für diesen Zweck 
20 Mio DM zur Verfügung gestellt; 

3. aus dem Dispositionsfonds des Wohnungsbau- 
ministeriums. Dieser Fonds sei übrigens durch 
Einwirkung der Länder im letzten Haushaltsjahr 
auf 6 Mio DM gekürzt worden; 


I 4. schließlich aus einem Sonderfonds, der aus 
I Amortisationsmitteln und den Verzinsungserträ- 

I gen der allgemeinen Wohnungsbaumittel ge- 

speist v/orden sei, bisher 3 Mio DM umfaßt habe 
und jetzt auf 5 Mio DM aufgestockt werden 
I solle. Hieraus konnten nach der Zweckbestim- 
mung dieser Mittel aber nur Eigenheime und 
Kleinsiedlungen gefördert werden. 

Ohne Berücksichtigung der allgemeinen Woh- 
i nungsbaumittel seien hiernach bisher über 20 Mio 
j DM für den Facharbeiterwohnungsbau im Zonen- 
' randgebiet ausgegeben worden. Zur Frage der 
! Schaffung eines Sonderfonds für diesen Zweck wies 
der Referent auf die Abneigung des Haushaltsaus- 
' Schusses gegen derartige Bestrebungen und die ver- 
waltungsmäßigen Nachteile solcher Fonds hin. 

* Das Ministerium spreche sich aus grundsätzlichen 
j Erwägungen außerdem dafür aus, daß die obliga- 
i torische Beteiligung der Länder und Gemeinden 
' beibehalten werde. Gegen eine solche Regelung 
seien auch keine Einwände der Länder gekommen; 
in der Praxis hätten die Länder sogar häufig ein 
Mehrfaches ihrer Pflichtanteile geleistet. Die Forde- 
rung, die Bundesmittel nicht von den allgemeinen 
Förderungsmitteln abzuziehen, sei übrigens bereits 
in der Praxis erfüllt. Die Bedarfsschwerpunktbil- 
dimg ergebe sich schon aus dem engen Zusammen- 
I hang mit der Schaffung von Arbeitsplätzen. Aller- 
dings würden diese Zuschüsse in erster Linie für 
Bauvorhaben der mittleren und kleineren Betriebe 
gegeben. 

; Eine elastische Handhabung der Förderungsmit- 
I tel werde dadurch erreicht, daß die Mittel nicht 
i global auf die Zonenrandländer verteilt, sondern 
I nur auf Anträge hin vergeben würden. 

' Die Antragsteller behänden auf ihrem Antrag 
; und regten an, für die Zonenrandgebiete eine Son- 
i derregelung im Sinne der Grundsätze des 1. Woh- 
I nungsbaugesetzes weitergelten zu lassen, und zwar 
; durch Bereitstellung besonderer Mittel, ohne damit 
1 also die Familienheimförderung des 2. Wohnungs- 
baugesetzes zu schmälern. 

I Die Mehrheit im Ausschuß lehnte diesen Vor- 
; schlag ab. Hierbei wurde vor allen Dingen festge- 
stellt, daß das Schwerpunktproblcm des Wohnungs- 
j baues im Zonenrandgebiet nicht so sehr beim Fach- 
’ arbeiterwohnungsbau als im Mangel an freien Miet- 
j v/ohnungen zu suchen sei. Gerade für die Zonen- 
randgebiete zeichne sich aber in zunehmendem 
' Maße die Notwendigkeit ab, auf solche Fachkräfte 
j zurückzugreifen, die zwar gewillt seien, für eine 
I bestimmte Frist (5 bis 8 Jahre) dort Arbeit zu neh- 
j men, die sich aber nicht fest ansiedeln wollten. 

; Dem Wohnungsbedarf dieses Personenkreises 
I werde der Antrag in der vorliegenden Form nicht 
gerecht. In diesem Zusammenhang wird außerdem 
darauf hingewiesen, daß das Eigenheimgesetz auch 
die Erstellung einer vollwertigen Zweitwohnung 
ermögliche. 

Im Fazit wurde von der Mehrheit des Ausschus- 
ses den grundsätzlichen Bedenken Ausdruck ver- 
liehen, daß die Forderungen des Antrags bezüglich 
des Facharbeiterwohnungsbaues der im Zonenrand- 
gebiet gegebenen Notlage eines viel weiter zu fas- 
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senden Kreises von Schlüsselkräften nicht gerecht 
werden könne. Damit wäre gleichzeitig gekenn- 
zeichnet, daß die Diskussion dieser Frage auch die 
Kompetenz des Ausschusses in Frage stelle. 

Abschnitt 1 2. des Antrags wurde bei Abschluß 
der Einzelberatungen mit Mehrheit abgelehnt. 

Der Ausschuß beschloß dagegen einstimmig: 

Der Bundestag wolle beschließen, die Bundes- 
regierung zu ersuchen, den Bundesminister für 
Wohnungsbau zu ermächtigen, die besonderen 
Mittel aus Rückflüssen, die zur Förderung des 
Facharbeiterwohnungsbaus im Zonenrandgebiet 
zweckgebunden sind, sowohl für die Förderung 
des Baus von Familienheimen und Eigenheimen 
als auch zur Förderung sonstiger sozialer Woh- 
nungen für Schlüsselkräfte im Zonenrandgebiet 
Ginzusetzen. 

Zu Abschnitt 1 3. des Antrags beschloß der Aus- 
schuß, die Beratungen zurückzustellen und die hier 
enthaltenen Empfehlungen im Rahmen der Beratun- 
gen zum Antrag der Fraktion der SPD — Druck- 
sache 624 — zu behandeln. 

Zu Abschnitt I 4. des Antrags erklärte der zu- 
ständige Referent des Bundeswirtschaftsministe- 
riums, daß seit drei Jahren alle Wünsche, die sinn- 
voll gewesen seien, erfüllt worden seien: 

1. normale Industriekredite würden gegenwärtig 
auf eine Dauer von 15 Jahren mit einem Zins- 
satz von 6 V. H. vergeben; der Zinssatz solle 
auf 5 V. H. gesenkt werden; 

2. Ansiedlungskredite würden ebenfalls auf die 
Dauer von 15 Jahren mit einem Zinssatz von 
JV/ü V. FI. vergeben; 

3. daneben würden Zinsverbilligungshilfen für 
Rationalisierungsmaßnahmen gewährt, und zwar 
jeweils an bestimmte Branchen, gleichgültig, ob 
es sich um alteingesessene oder neu angesiedelte 
Betriebe handele; 

4. zur Ermöglichung der Lagerhaltung bei unge- 
wöhnlich niedriger Beteiligung von Eigenanteil 
am gesamten Betriebskapital könnten unter be- 
stimmten Umständen Betriebsmittelkredite 
(Laufzeit 15 Jahre, Zinssatz 5 v. H.) gewährt 
werden. 

Zinsverbilligungshilfen für Betriebsausweitungs- 
maßnahmen würden deshalb nicht vorgesehen, weil 
hierfür Industriekredite (Laufzeit 15 Jahre, Zins- 
satz 5 V. H.) und Ansiedlungskredite (Laufzeit 15 
Jahre, Zinssatz 3^/2 v. H.) besser geeignet seien als 
die auf dem privaten Kapitalmarkt gebotenen Mit- 
tel, deren Verbilligung in der Regel nur für drei 
Jahre gewährt werden könne. 

Von einer Senkung des Zinssatzes für Ansied- 
lungskredite auf 3 V. FI. anstatt auf 3V2 v. FI. werde 
kein entscheidender zusätzlicher Anreiz erwartet, 
doch sei die Bundesregierung gern bereit zu prüfen, 
ob bei den Ländern Erfahrungen vorlägen, nach 
denen die Aufnahme von Ansiedlungskrediten in 
bestimmten Fällen an der Flohe des Zinssatzes ge- 
scheitert wäre. 


I Hinsichtlich der Absicherung der gewährten Kre- 
1 dit- bzw. Zinsverbilligungsmöglichkeiten sei aus 
Wirtschaftskreisen wiederholt der Wunsch auf eine 
! Lockerung der geübten Praxis geäußert worden. 
I Bisher werde hier zur Voraussetzung gemacht, daß 
i entweder eine Bank oder das zuständige Land das 
I Risiko für den Kredit übernehme. Man sei sich mit 
! den Ländern einig, daß diese Regelung aufrechter- 
halten werden solle, da eine zentrale Bundesstelle 
— etwa eine Bundesgarantiekasse — nicht in glei- 
chem Maße in der Lage sei, die erforderliche Kre- 
ditwürdigkeit des begünstigten Betriebes zu be- 
urteilen. 

I 

, Die Antragsteller wiederholten bei Abschluß der 
Einzelberatungen im Ausschuß ihre Empfehlung, 
den Zinssatz für Industriekredite von 6 auf 4 v. H. 
und für Ansiedlungskredite von 3V2 auf 3 v. H. her- 
abzusetzen. Auf eine Abstimmung über diese An- 
regungen wurde von ihrer Seite nach einer weite- 
ren kurzen Aussprache verzichtet, als von anderen 
Mitgliedern des Ausschusses in dieser Frage ein 
Widerstreit der sachlichen und politischen Aspekte 
festgestellt wurde. Die Antragsteller baten jedoch, 
das Bundeswirtschaftsministerium zu ersuchen, bei 
Besprechungen mit den zuständigen Behörden der 
Länderregierungen die Anregung einer weiter ge- 
henden Senkung der Zinssätze ernsthaft zu prüfen 
und dem Ausschuß über den Verlauf der darüber 
geführten Beratungen zu berichten. 

Abschnitt I 4. des Antrags wurde von der Mehr- 
heit des Ausschusses abgelehnt. Vom Ausschuß 
wird dagegen einstimmig beschlossen zu empfehlen, 

die Bundesregierung zu ersuchen, 

zu prüfen, ob bei der Vergabe von ERP-Krediten 
in den Zonenrandgebieten der Zinssatz um 1 v. H. 
niedriger gehalten werden kann als im übrigen 
Bundesgebiet. 

Der an den Beratungen mitbeteiligte Wirtschafts- 
ausschuß hat am 12. November 1959 vorgeschlagen, 
die Empfehlung zu diesem Abschnitt dadurch zu er- 
weitern, daß die Bundesregierung ersucht werde, 

durch eine den besonderen Verhältnissen in den 
Zonenrandgebieten entsprechende Handhabung 
bei der Vergabe öffentlicher Aufträge die Moder- 
nisierung und Rationalisierung vor allem der 
kleinen und mittleren Betriebe zu fördern. 

Der Ausschuß hat bei seiner Schlußabstimmung 
einstimmig beschlossen, sich diese Empfehlung in 
seinem Antrag zu eigen zu machen. 

Zu Abschnitt I 5. des Antrags wurde von der 
Mehrheit des Ausschusses unter Erläuterung eini- 
ger der zur Strukturverbesserung eingeleiteten 
Maßnahmen nachdrücklich betont, daß die land- 
wirtschaftlichen Betriebe des Zonenrandgebietes im 
Verhältnis zu den Betrieben in anderen landwirt- 
schaftlichen Gebieten des Bundesgebietes in keiner 
Weise schlechter gestellt seien. 

Bei Abschluß der Aussprache im Ausschuß wurde 
mit Mehrheit beschlossen, Abschnitt I 5. des An- 
trags abzulehnen. 
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Einstimmig wurde vom Ausschuß dagegen der 
Vorschlag zum Antrag erhoben, zu empfehlen, 

die Bundesregierung zu ersuchen, 

zu erwägen, inwieweit im Rahmen der allgemei- 
nen Maßnahmen, die im Grünen Plan vorgesehen 
sind, der besonderen Situation der Landwirtschaft 
im Zonenrandgebiet auch dadurch Rechnung ge- 
tragen werden kann, daß ein günstigerer Zins- 
satz gewährt wird. 

Zu Abschnitt II des Antrags verweist die Mehr- 
heit im Ausschuß auf die Ausführungen des Abg. 
Wacher anläßlich der 1. Lesung des Antrags in der 
58. Sitzung des Deutschen Bundestages vom 
28, Juni 1958. Die Tätigkeit des IMNOS habe sich 
durchaus bewährt; nach Ansicht der Mehrheit be- 
stehe kein Anlaß zur Schaffung einer neuen Instanz 
beim Bundeswirtschaftsministerium oder zu einer 
anderweitigen Änderung in der bisherigen Ab- 
wicklung der Förderungspolitik der Bundesregie- 
rung. 

Die Antragsteller verweisen demgegenüber dar- 
auf, daß auch die gegenwärtigen Beratungen er- 
neut erwiesen hätten, wie schwierig detaillierte Er- 
mittlungen zu fachlichen Einzelproblemen auf dem 
Wege der Fühlungnahme mit der Vielzahl der zu- 
ständigen Instanzen anzustellen wären. Die Antrag- 
steller beharrten nicht darauf, die gewünschte zen- 
trale Instanz beim Bundesministerium für gesamt- 
deutsche Fragen eingerichtet zu wissen, und hätten 
gegen eine Fortdauer der federführenden Zustän- 
digkeit des Bundeswirtschaftsministeriums keine 
Einwendungen, Doch sei eine straffere Zusammen- 
fassung der Maßnahmen, als sie mit dem IMNOS 
möglich wäre, nach wie vor zu wünschen. 

Der Ausschuß beschließt auf Anregung der An- 
tragsteller, die Bundesregierung zu bitten, in einer 
weiteren Sitzung des Unterausschusses über die 


Organisation und die Verfahrensweise des IMNOS 
eingehend zu berichten. 

Ein jährlicher Gesamtbericht, wie er nach den 
Intentionen des Antrags über die Lage im Zonen- 
randgebiet von der Bundesregierung vor dem Bun- 
destag erstattet werden soll, wurde von der Mehr- 
heit nicht für sinnvoll gehalten. Der Ausschuß habe 
auch bisher laufend Detailberichte über die im übri- 
gen regional sehr differierenden Probleme und 
Aufgaben im Zonenrandgebiet erhalten und sich zu 
voller Zufriedenheit mit den zuständigen Ressorts 
über die daraus zu folgernden Maßnahmen und 
Richtlinien abgestimmt. Ein Gesamtbericht — wie 
er vom Antrag vorgeschlagen werde — berge die 
Gefahr in sich, der regionalen Verschiedenheit der 
Problemstellung nicht gerecht zu werden oder so- 
gar zu falschen Folgerungen zu führen. Der aus- 
drücklich wiederholte Antrag des Abg. Junghans 
auf Erstattung eines jährlichen Lageberichtes durch 
die Bundesregierung werde darum von der Mehr- 
heit des Ausschusses abgelehnt. 

Bei der Schlußabstimmung wird Abschnitt II des 
Antrags sodann in seiner Gesamtheit von der Mehr- 
heit des Ausschusses abgelehnt. 

Der mitberatende Wirtschaftsausschuß hat am 
12. November 1959 außer den bereits zuvor mit- 
geteilten Empfehlungen die Zustimmung zum An- 
trag des federführenden Ausschusses beschlossen. 

Im mitberatenden Haushaltsausschuß wurde der 
Antrag am 19. November 1959 beraten. Es wurde 
I beschlossen, dem Antrag des federführenden Aus- 
I Schusses für gesamtdeutsche und Berliner Fragen in 
i den mitgeteilten Punkten zuzustimmen. Die Anre- 
I gung des Wirtschaftsausschusses, die nunmehr 
unter Punkt 4 des Ausschußantrags ergänzend auf- 
genommen wurde, konnte bei diesem Votum natur- 
gemäß noch nicht berücksichtigt werden. 


Bonn, den 20. November 1959 


Storm (Meischenstorf) 

Berichterstatter 


Ausschußantrag umseitig 
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Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, 

1. die Landstraßen 1. und 2. Ordnung und die Ge- 
meindestraßen im Zonenrandgebiet bei der vor- 
gesehenen Umgruppierung in der Bewertung 
bevorzugt zu berücksichtigen; 

2. den Bundesminister für Wohnungsbau zu er- 
mächtigen, die besonderen Mittel aus Rückflüs- 
sen, die zur Förderung des Facharbeiterwoh- 
nungsbaues im Zonenrandgebiet zweckgebunden 
sind, sowohl für die Förderung des Baues von 
Familienheimen und Eigentumswohnungen als 
auch zur Förderung sonstiger sozialer Wohnun- 
gen für Schlüsselkräfte im Zonenrandgebiet ein- 
zusetzen; 

3. zu prüfen, ob bei der Vergabe von ERP-Krediten 
in den Zonenrandgebieten der Zinssatz um 
1 v. H. niedriger gehalten werden kann als im 
übrigen Bundesgebiet; 

4 . durch eine den besonderen Verhältnissen in den 
Zonenrandgebieten entsprechende Handhabung 
bei der Vergabe öffentlicher Aufträge die Mo- 
dernisierung und Rationalisierung vor allem der 
kleinen und mittleren Betriebe zu fördern; 

5. zu erwägen, inwieweit im Rahmen der allgemei- 
nen Maßnahmen, die im Grünen Plan vorgese- 
hen sind, der besonderen Situation der Land- 
wirtschaft im Zonenrandgebiet auch dadurch 
Rechnung getragen werden kann, daß ein gün- 
stigerer Zinssatz gewährt wird. 


Bonn, den 20. November 1959 


Der Ausschuß für gesamtdeutsche 
und Berliner Fragen 

Wehner Storm (Meischenstorf) 

Vorsitzender Berichterstatter 


f) 



